
§ 4. Hoofdstukken 5 en 6 hebben uitwerking met ingang van
1 september 2017.

Gegeven te Brussel, 29 maart 2018.

FILIP

Van Koningswege :

De Minister van Financiën,
J. VAN OVERTVELDT

Met ’s Lands zegel gezegeld :

De Minister van Justitie,

K. GEENS

Nota

(1) Kamer van volksvertegenwoordigers (www.dekamer.be)
Stukken : K54-1521
Integraal verslag: 15 maart 2018.

*
FEDERALE OVERHEIDSDIENST BINNENLANDSE ZAKEN

[C − 2018/30729]
9 JUNI 1999. — Wet houdende instemming met het Verdrag inzake de

bestrijding van corruptie van buitenlandse ambtenaren in interna-
tionale zakelijke transacties, opgemaakt te Parijs op 17 decem-
ber 1997. — Duitse vertaling

De hierna volgende tekst is de Duitse vertaling van de wet van
9 juni 1999 houdende instemming met het Verdrag inzake de bestrij-
ding van corruptie van buitenlandse ambtenaren in internationale
zakelijke transacties, opgemaakt te Parijs op 17 december 1997 (Belgisch
Staatsblad van 20 november 1999, add. van 26 maart 2002).

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES

[C − 2018/30729]
9. JUNI 1999 — Gesetz zur Zustimmung zum Übereinkommen über die Bekämpfung der Bestechung ausländischer

Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr, abgeschlossen in Paris am 17. Dezember 1997 — Deutsche
Übersetzung

Der folgende Text ist die deutsche Übersetzung des Gesetzes vom 9. Juni 1999 zur Zustimmung zum
Übereinkommen über die Bekämpfung der Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr,
abgeschlossen in Paris am 17. Dezember 1997.

Diese Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

MINISTERIUM DER AUSWÄRTIGEN ANGELEGENHEITEN, DES AUSSENHANDELS
UND DER INTERNATIONALEN ZUSAMMENARBEIT

9. JUNI 1999 — Gesetz zur Zustimmung zum Übereinkommen über die Bekämpfung der Bestechung ausländischer
Amtsträger im internationalen Geschäftsverkehr, abgeschlossen in Paris am 17. Dezember 1997

ALBERT II., König der Belgier,
Allen Gegenwärtigen und Zukünftigen, Unser Gruß!

Die Kammern haben das Folgende angenommen und Wir sanktionieren es:

Artikel 1 - Vorliegendes Gesetz regelt eine in Artikel 77 der Verfassung erwähnte Angelegenheit.

Art. 2 - Das Übereinkommen über die Bekämpfung der Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen
Geschäftsverkehr, abgeschlossen in Paris am 17. Dezember 1997, wird voll und ganz wirksam.

Wir fertigen das vorliegende Gesetz aus und ordnen an, dass es mit dem Staatssiegel versehen und durch das
Belgische Staatsblatt veröffentlicht wird.

Gegeben zu Brüssel, den 9. Juni 1999

ALBERT
Von Königs wegen:

Der Minister der Auswärtigen Angelegenheiten
E. DERYCKE

Der Minister der Justiz
T. VAN PARYS

Mit dem Staatssiegel versehen:

Der Minister der Justiz
T. VAN PARYS

§ 4. Les chapitres 5 et 6 produisent leurs effets le 1er septembre 2017.

Donné à Bruxelles, le 29 mars 2018.

PHILIPPE

Par le Roi :

Le Ministre des Finances,
J. VAN OVERTVELDT

Scellé du sceau de l’Etat :

Le Ministre de la Justice,

K. GEENS

Note

(1) Chambre des représentants (www.lachambre.be)
Documents : K54-1521
Compte rendu intégral : 15 mars 2018.

SERVICE PUBLIC FEDERAL INTERIEUR

[C − 2018/30729]
9 JUIN 1999. — Loi portant assentiment à la Convention sur la lutte

contre la corruption d’agents publics étrangers dans les transac-
tions commerciales internationales, faite à Paris le 17 décem-
bre 1997. — Traduction allemande

Le texte qui suit constitue la traduction en langue allemande de la loi
du 9 juin 1999 portant assentiment à la Convention sur la lutte contre la
corruption d’agents publics étrangers dans les transactions commercia-
les internationales, faite à Paris le 17 décembre 1997 (Moniteur belge du
20 novembre 1999, add. du 26 mars 2002).
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ÜBERSETZUNG

Übereinkommen über die Bekämpfung der Bestechung ausländischer Amtsträger
im internationalen Geschäftsverkehr

Präambel

Die Vertragsparteien,
in der Erwägung, dass im internationalen Geschäftsverkehr einschließlich der Bereiche Handel und Investitionen

die Bestechung eine weitverbreitete Erscheinung ist, die in moralischer und politischer Hinsicht zu ernster Besorgnis
Anlass gibt, gute Regierungsführung und wirtschaftliche Entwicklung untergräbt und internationale Wettbewerbsbe-
dingungen verzerrt,

in der Erwägung, dass alle Staaten für die Bekämpfung der Bestechung im internationalen Geschäftsverkehr
gemeinsam Verantwortung tragen,

unter Bezugnahme auf die überarbeitete Empfehlung über die Bekämpfung der Bestechung im internationalen
Geschäftsverkehr, die der Rat der Organisation für wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) am
23. Mai 1997 angenommen hat (C(97)123/FINAL) und in der unter anderem dazu aufgerufen wurde, wirksame
Maßnahmen zur Abschreckung vor und Vorbeugung gegen Bestechung ausländischer Amtsträger im internationalen
Geschäftsverkehr sowie zur Bekämpfung dieser Bestechung zu ergreifen, insbesondere diese Bestechung umgehend in
wirksamer und aufeinander abgestimmter Weise sowie im Einklang mit den vereinbarten gemeinsamen Merkmalen,
die in dieser Empfehlung enthalten sind, und in Übereinstimmung mit den Grundsätzen über die Gerichtsbarkeit und
mit sonstigen Rechtsgrundsätzen des jeweiligen Staates unter Strafe zu stellen,

erfreut über andere Entwicklungen der jüngsten Zeit, die die internationale Verständigung und Zusammenarbeit
bei der Bekämpfung der Bestechung von Amtsträgern weiter voranbringen, einschließlich Maßnahmen der Vereinten
Nationen, der Weltbank, des Internationalen Währungsfonds, der Welthandelsorganisation, der Organisation
Amerikanischer Staaten, des Europarats und der Europäischen Union,

erfreut über die Anstrengungen von Unternehmen, Arbeitgeberverbänden, Gewerkschaftsorganisationen und
anderen nichtstaatlichen Organisationen zur Bekämpfung der Bestechung,

in Anerkennung der Rolle, die die Regierungen spielen, um der Forderung von Bestechungsgeldern von
Einzelpersonen und Unternehmen im internationalen Geschäftsverkehr vorzubeugen,

in der Erkenntnis, dass Fortschritte in diesem Bereich nicht nur Anstrengungen auf nationaler Ebene, sondern auch
multilaterale Zusammenarbeit, Überwachung und Folgemaßnahmen erfordern,

in der Erkenntnis, dass die Gleichwertigkeit der von den Vertragsparteien zu ergreifenden Maßnahmen
wesentliches Ziel und wesentlicher Zweck des Übereinkommens ist; dies erfordert, dass das Übereinkommen ohne
Abweichungen, die diese Gleichwertigkeit berühren, ratifiziert wird,

sind wie folgt übereingekommen:

Artikel 1

Straftatbestand der Bestechung ausländischer Amtsträger
1. Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen Maßnahmen, um nach ihrem Recht jede Person mit Strafe zu

bedrohen, die unmittelbar oder über Mittelspersonen einem ausländischen Amtsträger vorsätzlich, um im internati-
onalen Geschäftsverkehr einen Auftrag oder einen sonstigen unbilligen Vorteil zu erlangen oder zu behalten, einen
ungerechtfertigten geldwerten oder sonstigen Vorteil für diesen Amtsträger oder einen Dritten anbietet, verspricht oder
gewährt, damit der Amtsträger in Zusammenhang mit der Ausübung von Dienstpflichten eine Handlung vornimmt
oder unterlässt.

2. Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen Maßnahmen, um die Beteiligung an der Bestechung eines
ausländischen Amtsträgers einschließlich der Anstiftung, der Beihilfe und der Ermächtigung unter Strafe zu stellen.
Der Versuch der Bestechung und die Verabredung zur Bestechung eines ausländischen Amtsträgers stellen in
demselben Maß Straftaten dar wie der Versuch der Bestechung und die Verabredung zur Bestechung eines Amtsträgers
dieser Vertragspartei.

3. Die in Absatz 1 und 2 genannten Straftaten werden im Folgenden als ″Bestechung eines ausländischen
Amtsträgers″ bezeichnet.

4. Im Sinne dieses Übereinkommens versteht man unter:
a) ″ausländischem Amtsträger″: eine Person, die in einem anderen Staat durch Ernennung oder Wahl ein Amt im

Bereich der Gesetzgebung, Verwaltung oder Justiz innehat, eine Person, die für einen anderen Staat einschließlich eines
öffentlichen Unternehmens oder einer öffentlichen Einrichtung öffentliche Aufgaben wahrnimmt, und einen
Amtsträger oder Bevollmächtigten einer internationalen öffentlichen Organisation,

b) ″anderem Staat″: alle staatlichen Bereiche und Untergliederungen von der nationalen bis zur kommunalen
Ebene,

c) ″im Zusammenhang mit der Ausübung von Dienstpflichten eine Handlung vornehmen oder unterlassen″: jede
Nutzung der Stellung des Amtsträgers innerhalb oder außerhalb seines ihm übertragenen Zuständigkeitsbereichs.

Artikel 2

Verantwortlichkeit juristischer Personen
Jede Vertragspartei trifft in Übereinstimmung mit ihren Rechtsgrundsätzen die erforderlichen Maßnahmen, um die

Verantwortlichkeit juristischer Personen für die Bestechung eines ausländischen Amtsträgers zu begründen.

Artikel 3

Sanktionen
1. Die Bestechung eines ausländischen Amtsträgers wird mit wirksamen, angemessenen und abschreckenden

Strafen bedroht. Strafarten und Strafrahmen sind denen vergleichbar, die bei Bestechung von eigenen Amtsträgern der
Vertragspartei zur Anwendung kommen, und schließen bei natürlichen Personen Freiheitsentzug in einem Maß ein,
das wirksame Rechtshilfe und Auslieferung ermöglicht.

2. Sind nach der Rechtsordnung einer Vertragspartei juristische Personen nicht strafrechtlich zur Verantwortung zu
ziehen, so stellt diese Vertragspartei sicher, dass juristische Personen wegen Bestechung ausländischer Amtsträger
wirksamen, angemessenen und abschreckenden nichtstrafrechtlichen Sanktionen einschließlich Geldsanktionen
unterliegen.
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3. Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen Maßnahmen, um vorzusehen, dass das Bestechungsgeld und die
Erträge aus der Bestechung eines ausländischen Amtsträgers oder Vermögenswerte, deren Wert diesen Erträgen
entspricht, der Beschlagnahme und Einziehung unterliegen oder dass Geldsanktionen mit vergleichbarer Wirkung
verhängt werden können.

4. Jede Vertragspartei erwägt die Verhängung zusätzlicher zivil- oder verwaltungsrechtlicher Sanktionen gegen
jegliche Person, die wegen Bestechung eines ausländischen Amtsträgers Sanktionen unterliegt.

Artikel 4

Gerichtsbarkeit
1. Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen Maßnahmen, um ihre Gerichtsbarkeit über die Bestechung eines

ausländischen Amtsträgers zu begründen, wenn die Straftat ganz oder teilweise in ihrem Hoheitsgebiet begangen wird.
2. Jede Vertragspartei, die für die Verfolgung ihrer Staatsangehörigen wegen im Ausland begangener Straftaten

Gerichtsbarkeit hat, trifft die erforderlichen Maßnahmen, um nach denselben Grundsätzen ihre Gerichtsbarkeit auch
für die Verfolgung wegen Bestechung eines ausländischen Amtsträgers zu begründen.

3. Haben bei Verdacht einer in diesem Übereinkommen beschriebenen Straftat mehrere Vertragsparteien
Gerichtsbarkeit, so führen die beteiligten Vertragsparteien auf Ersuchen einer dieser Vertragsparteien Konsultationen
mit dem Ziel, die zur Verfolgung am besten geeignete Gerichtsbarkeit zu bestimmen.

4. Jede Vertragspartei prüft, ob ihre geltende Rechtsgrundlage für die Gerichtsbarkeit bei der Bekämpfung der
Bestechung ausländischer Amtsträger wirksam ist; ist dies nicht der Fall, trifft sie geeignete Abhilfemaßnahmen.

Artikel 5

Durchsetzung
Ermittlungsverfahren und Strafverfolgung wegen Bestechung eines ausländischen Amtsträgers unterliegen den

geltenden Regeln und Grundsätzen der jeweiligen Vertragspartei. Sie dürfen nicht von Erwägungen nationalen
wirtschaftlichen Interesses, der möglichen Wirkung auf Beziehungen zu einem anderen Staat oder der Identität der
beteiligten natürlichen oder juristischen Personen beeinflusst werden.

Artikel 6

Verjährung
Die für die Straftat der Bestechung eines ausländischen Amtsträgers geltenden Verjährungsfristen sehen einen

angemessenen Zeitraum für die Ermittlung und Verfolgung dieser Straftat vor.

Artikel 7

Geldwäsche
Jede Vertragspartei, die die Bestechung ihrer eigenen Amtsträger zu einer Haupttat für die Anwendung ihrer

Rechtsvorschriften in Bezug auf die Geldwäsche gemacht hat, verfährt nach den gleichen Bedingungen in Bezug auf
die Bestechung eines ausländischen Amtsträgers, ungeachtet des Ortes, an dem die Bestechung stattgefunden hat.

Artikel 8

Buchführung
1. Zur wirksamen Bekämpfung der Bestechung ausländischer Amtsträger trifft jede Vertragspartei im Rahmen

ihrer Gesetze und sonstigen Vorschriften in Bezug auf die Führung von Büchern und Aufzeichnungen, die Offenlegung
von Jahresabschlüssen und die Grundsätze der Rechnungslegung und -prüfung die erforderlichen Maßnahmen, um
Unternehmen, für die diese Gesetze und sonstigen Vorschriften gelten, zu verbieten, zum Zweck der Bestechung
ausländischer Amtsträger oder der Geheimhaltung einer solchen Bestechung Konten einzurichten, die in den Büchern
nicht erscheinen, Geschäfte zu tätigen, die in den Büchern nicht oder nur mit unzureichenden Angaben erscheinen,
nicht bestehende Ausgaben zu verbuchen, das Entstehen von Verbindlichkeiten mit falschen Angaben zu ihrem Grund
zu verbuchen sowie falsche Belege zu benutzen.

2. Jede Vertragspartei sieht für derartige Unterlassungen und Fälschungen in Bezug auf Bücher, Aufzeichnungen,
Konten und Jahresabschlüsse solcher Unternehmen wirksame, angemessene und abschreckende zivil-, verwaltungs-
oder strafrechtliche Sanktionen vor.

Artikel 9

Rechtshilfe
1. Jede Vertragspartei leistet - im Rahmen ihrer Gesetze und einschlägiger völkerrechtlicher Instrumente - einer

anderen Vertragspartei unverzügliche und wirksame Rechtshilfe in Ermittlungs- und Strafverfahren, die von einer
Vertragspartei in Bezug auf Straftaten, die unter dieses Übereinkommen fallen, eingeleitet wurden, sowie in
nichtstrafrechtlichen Verfahren, die unter dieses Übereinkommen fallen und von einer Vertragspartei gegen eine
juristische Person eingeleitet wurden. Die ersuchte Vertragspartei unterrichtet die ersuchende Vertragspartei
unverzüglich über ergänzende Angaben oder Schriftstücke, die zur Begründung des Rechtshilfeersuchens benötigt
werden, sowie, auf Anfrage, über den Stand und das Ergebnis des Rechtshilfeersuchens.

2. Macht eine Vertragspartei die Rechtshilfe vom Vorliegen beiderseitiger Strafbarkeit abhängig, so gilt die
beiderseitige Strafbarkeit als gegeben, wenn die Straftat, derentwegen um Rechtshilfe ersucht wird, unter dieses
Übereinkommen fällt.

3. Eine Vertragspartei darf die Rechtshilfe in Strafsachen, die unter dieses Übereinkommen fallen, nicht unter
Berufung auf das Bankgeheimnis verweigern.

Artikel 10

Auslieferung
1. Bestechung eines ausländischen Amtsträgers gilt als eine Straftat, die gemäß dem Recht der Vertragsparteien

und den zwischen ihnen geschlossenen Auslieferungsverträgen Anlass zu einer Auslieferung gibt.
2. Erhält eine Vertragspartei, die die Auslieferung vom Bestehen eines Auslieferungsvertrags abhängig macht, ein

Auslieferungsersuchen von einer anderen Vertragspartei, mit der sie keinen Auslieferungsvertrag geschlossen hat, so
kann sie dieses Übereinkommen als Rechtsgrundlage für die Auslieferung in Bezug auf die Straftat der Bestechung
eines ausländischen Amtsträgers ansehen.
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3. Jede Vertragspartei trifft die erforderlichen Maßnahmen, um sicherzustellen, dass sie ihre Staatsangehörigen
wegen Bestechung eines ausländischen Amtsträgers entweder ausliefern oder strafrechtlich verfolgen kann. Eine
Vertragspartei, die ein Ersuchen um Auslieferung einer Person wegen Bestechung eines ausländischen Amtsträgers
ausschließlich deswegen ablehnt, weil die Person ihr Staatsangehöriger ist, unterbreitet den Fall ihren zuständigen
Behörden zum Zweck der Strafverfolgung.

4. Die Auslieferung wegen Bestechung eines ausländischen Amtsträgers unterliegt den im innerstaatlichen Recht
und in den geltenden Verträgen und Vereinbarungen jeder Vertragspartei vorgesehenen Bedingungen. Macht eine
Vertragspartei die Auslieferung vom Vorliegen beiderseitiger Strafbarkeit abhängig, so gilt diese Bedingung als erfüllt,
wenn die Straftat, derentwegen um Auslieferung ersucht wird, unter Artikel 1 dieses Übereinkommens fällt.

Artikel 11

Zuständige Behörden
Für die Zwecke der in Artikel 4 Absatz 3 vorgesehenen Konsultationen, der in Artikel 9 vorgesehenen Rechtshilfe

und der in Artikel 10 vorgesehenen Auslieferung notifiziert jede Vertragspartei dem Generalsekretär der OECD eine
oder mehrere für die Stellung und Entgegennahme von Ersuchen zuständige Behörden, die - unbeschadet anderer
Vereinbarungen zwischen den Vertragsparteien - in diesen Angelegenheiten als Verbindungsstelle für diese
Vertragspartei dienen.

Artikel 12

Überwachung und Folgemaßnahmen
Die Vertragsparteien arbeiten bei der Ausarbeitung eines Programms systematischer Folgemaßnahmen zur

Überwachung und Förderung der vollständigen Anwendung dieses Übereinkommens zusammen. Soweit die
Vertragsparteien nicht einvernehmlich etwas anderes beschließen, geschieht dies im Rahmen der Arbeitsgruppe der
OECD für Bestechungsfragen im internationalen Geschäftsverkehr und entsprechend ihrem Mandat oder im Rahmen
und entsprechend dem Mandat eines ihre Aufgaben übernehmenden Nachfolgeorgans; die Vertragsparteien tragen die
Kosten des Programms nach den für dieses Organ geltenden Bestimmungen.

Artikel 13

Unterzeichnung und Beitritt
1. Bis zu seinem Inkrafttreten liegt dieses Übereinkommen für Mitglieder der OECD und für Nichtmitglieder, die

zur vollberechtigten Teilnahme an der Arbeitsgruppe der OECD für Bestechungsfragen im internationalen Geschäfts-
verkehr eingeladen worden sind, zur Unterzeichnung auf.

2. Nach seinem Inkrafttreten steht dieses Übereinkommen jedem Nichtunterzeichner, der Mitglied der OECD ist
oder an der Arbeitsgruppe der OECD für Bestechungsfragen im internationalen Geschäftsverkehr oder einem ihre
Aufgaben übernehmenden Nachfolgeorgan vollberechtigt teilnimmt, zum Beitritt offen. Für jeden dieser Nichtunter-
zeichner, der dem Übereinkommen beitritt, tritt das Übereinkommen am sechzigsten Tag nach der Hinterlegung seiner
Beitrittsurkunde in Kraft.

Artikel 14

Ratifikation und Verwahrer
1. Dieses Übereinkommen bedarf der Annahme, Genehmigung oder Ratifikation durch die Unterzeichner gemäß

ihrem jeweiligen Recht.
2. Die Annahme-, Genehmigungs-, Ratifikations- oder Beitrittsurkunden werden beim Generalsekretär der OECD

hinterlegt, der Verwahrer dieses Übereinkommens ist.

Artikel 15

Inkrafttreten
1. Dieses Übereinkommen tritt am sechzigsten Tag nach dem Tag in Kraft, an dem fünf der zehn Staaten mit den

zehn größten Exportanteilen entsprechend dem in der Anlage beigefügten Dokument, die mindestens sechzig Prozent
der zusammengerechneten Gesamtexporte dieser zehn Länder auf sich vereinigen, ihre Annahme-, Genehmigungs-
oder Ratifikationsurkunden hinterlegt haben. Für jeden Unterzeichnerstaat, der nach diesem Inkrafttreten seine
Urkunde hinterlegt, tritt das Übereinkommen am sechzigsten Tag nach Hinterlegung seiner Urkunde in Kraft.

2. Ist das Übereinkommen nach dem 31. Dezember 1998 nicht nach Absatz 1 in Kraft getreten, so kann jeder
Unterzeichner, der seine Annahme-, Genehmigungs- oder Ratifikationsurkunde hinterlegt hat, gegenüber dem
Verwahrer schriftlich seine Bereitschaft erklären, das Inkrafttreten des Übereinkommens nach vorliegendem Absatz
anzunehmen. Für diesen Unterzeichner tritt das Übereinkommen am sechzigsten Tag nach dem Tag in Kraft, an dem
derartige Erklärungen von mindestens zwei Unterzeichnern hinterlegt worden sind. Für jeden Unterzeichnerstaat, der
nach diesem Inkrafttreten seine Urkunde hinterlegt, tritt das Übereinkommen am sechzigsten Tag nach Hinterlegung
seiner Urkunde in Kraft.

Artikel 16

Änderung
Jede Vertragspartei kann zu diesem Übereinkommen Änderungen vorschlagen. Ein Änderungsvorschlag wird

dem Verwahrer unterbreitet; dieser übermittelt ihn den anderen Vertragsparteien mindestens sechzig Tage vor
Einberufung eines Treffens der Vertragsparteien zur Beratung über den Änderungsvorschlag. Eine Änderung, die von
den Vertragsparteien einvernehmlich oder auf andere von den Vertragsparteien einvernehmlich festgelegte Weise
beschlossen worden ist, tritt sechzig Tage nach Hinterlegung einer Ratifikations-, Annahme- oder Genehmigungsur-
kunde seitens aller Vertragsparteien oder unter anderen von den Vertragsparteien zum Zeitpunkt der Beschlussfassung
über die Änderung genannten Bedingungen in Kraft.

Artikel 17

Rücktritt
Eine Vertragspartei kann durch eine an den Verwahrer gerichtete schriftliche Notifikation von diesem

Übereinkommen zurücktreten. Dieser Rücktritt wird ein Jahr nach Eingang der Notifikation wirksam. Nach dem
Rücktritt wird die Zusammenarbeit zwischen den Vertragsparteien und der zurückgetretenen Vertragspartei
hinsichtlich aller Rechtshilfe- oder Auslieferungsersuchen fortgesetzt, die vor dem Tag, an dem der Rücktritt wirksam
geworden ist, gestellt wurden und noch nicht erledigt sind.

33479BELGISCH STAATSBLAD — 13.04.2018 — MONITEUR BELGE



Geschehen zu Paris, den 17. Dezember 1997, in einer Urschrift in französischer und englischer Sprache, wobei jeder
Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist.

[Liste der gebundenen Staaten, siehe Belgisches Staatsblatt vom 20. November 1999, S. 42922 f.]

*
FEDERALE OVERHEIDSDIENST BINNENLANDSE ZAKEN

[C − 2018/11601]
30 AUGUSTUS 2013. — Wet houdende de Spoorcodex

Duitse vertaling van wijzigingsbepalingen

De respectievelijk in bijlagen 1 en 2 gevoegde teksten zijn de Duitse
vertaling :

— van het koninklijk besluit van 20 oktober 2015 tot wijziging van
de Spoorcodex (Belgisch Staatsblad van 29 oktober 2015);

— van het artikel 83 van de wet van 21 april 2016 houdende diverse
bepalingen Binnenlandse Zaken. - Geïntegreerde politie (Belgisch
Staatsblad van 29 april 2016).

Deze vertaling is opgemaakt door de Centrale dienst voor Duitse
vertaling in Malmedy.

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST INNERES

[C − 2018/11601]
30. AUGUST 2013 — Gesetz zur Einführung des Eisenbahngesetzbuches

Deutsche Übersetzung von Abänderungsbestimmungen

Die in den Anlagen 1 und 2 aufgenommenen Texte sind die deutsche Übersetzung:
— des Königlichen Erlasses vom 20. Oktober 2015 zur Abänderung des Eisenbahngesetzbuches,
— von Artikel 83 des Gesetzes vom 21. April 2016 zur Festlegung verschiedener Bestimmungen im Bereich

Inneres. - Integrierte Polizei.
Diese Übersetzung ist von der Zentralen Dienststelle für Deutsche Übersetzungen in Malmedy erstellt worden.

Anlage 1

FÖDERALER ÖFFENTLICHER DIENST MOBILITÄT UND TRANSPORTWESEN

Generaldirektion Nachhaltige Mobilitäts- und Eisenbahnpolitik

Dienst Eisenbahnvorschriften

20. OKTOBER 2015 - Königlicher Erlass zur Abänderung des Eisenbahngesetzbuches

Artikel 1 - Vorliegender Erlass dient der Umsetzung:
— der Richtlinie 2014/82/EU der Kommission vom 24. Juni 2014 zur Änderung der Richtlinie 2007/59/EG des

Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf allgemeine Fachkenntnisse, medizinische Anforderun-
gen und Anforderungen für die Fahrerlaubnis,

— der Richtlinie 2014/88/EU der Kommission vom 9. Juli 2014 zur Änderung der Richtlinie 2004/49/EG des
Europäischen Parlaments und des Rates in Bezug auf gemeinsame Sicherheitsindikatoren und gemeinsame
Methoden für die Unfallkostenberechnung,

— der Richtlinie 2014/106/EU der Kommission vom 5. Dezember 2014 zur Änderung der Anhänge V und VI der
Richtlinie 2008/57/EG des Europäischen Parlaments und des Rates über die Interoperabilität des Eisenbahn-
systems in der Gemeinschaft.

Art. 2 - Anlage 4 zum Eisenbahngesetzbuch, abgeändert durch das Gesetz vom 15. Juni 2015, wird durch die
Anlage 1 ersetzt, die vorliegendem Erlass beigefügt ist.

Art. 3 - In Anlage 8 Punkt 1.2 desselben Gesetzbuches wird der siebte Gedankenstrich wie folgt ersetzt:
″- Sehvermögen beider Augen: effektiv,″.
Art. 4 - Im selben Gesetzbuch wird Anlage 10 durch die Anlage 2 ersetzt, die vorliegendem Erlass beigefügt ist.
Art. 5 - In Anlage 12 zu demselben Gesetzbuch, abgeändert durch das Gesetz vom 15. Juni 2015, wird Punkt 8 wie

folgt ersetzt:
″8. SPRACHPRÜFUNGEN
Triebfahrzeugführer, die sich mit dem Infrastrukturbetreiber über kritische Sicherheitsfragen austauschen müssen,

müssen über Kenntnisse der vom betreffenden Infrastrukturbetreiber angegebenen Sprache verfügen. Ihre Sprach-
kenntnisse müssen ihnen eine aktive und effiziente Kommunikation im Routinebetrieb, in schwierigen Situationen und
im Notfall erlauben.

Sie müssen in der Lage sein, die Mitteilungen und die Kommunikationsmethode gemäß der TSI ″Verkehrsbetrieb
und Verkehrssteuerung″ zu verwenden. Triebfahrzeugführer müssen in der Lage sein, auf dem Niveau ″B1″ des vom
Europarat festgelegten Gemeinsamen europäischen Referenzrahmens für Sprachen (1) (GERF) (hörend und lesend) zu
verstehen und sich (mündlich und schriftlich) zu verständigen.″

Art. 6 - Im selben Gesetzbuch wird Anlage 18 durch die Anlage 3 ersetzt, die vorliegendem Erlass beigefügt ist.
Art. 7 - Im selben Gesetzbuch wird Anlage 19 durch die Anlage 4 ersetzt, die vorliegendem Erlass beigefügt ist.
Art. 8 - In Titel 8 Kapitel 2 desselben Gesetzbuches wird ein Artikel 225/1 mit folgendem Wortlaut eingefügt:
″Art. 225/1 - Bei Triebfahrzeugführern, die ihre Fahrerlaubnis gemäß der Richtlinie 2007/59/EG vor dem

1. Januar 2016 erlangt haben oder erlangen werden, wird davon ausgegangen, dass sie die Anforderungen von Anlage 8
Punkt 1.2, Anlage 10 und Anlage 12 Punkt 8 erfüllen.″
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[C − 2018/11601]
30 AOÛT 2013. — Loi portant le Code ferroviaire

Traduction allemande de dispositions modificatives

Les textes figurant respectivement aux annexes 1 et 2 constituent la
traduction en langue allemande :

— de l’arrêté royal du 20 octobre 2015 modifiant le Code ferroviaire
(Moniteur belge du 29 octobre 2015);

— de l’article 83 de la loi du 21 avril 2016 portant des dispositions
diverses Intérieur. - Police intégrée (Moniteur belge du
29 avril 2016).

Cette traduction a été établie par le Service central de traduction
allemande à Malmedy.
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